
Der Schandfleck
Unter elenden Bedingungen vegetieren 

Zehntausende Flüchtlinge und Migranten 
in Lagern auf griechischen Inseln dahin. 
Warum unternimmt die EU, Hüterin der 

Menschenrechte und Trägerin des 
Friedensnobelpreises, nichts dagegen? 

Von Robert Treichler und Christoph Zotter
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Die griechische Insel Lesbos in der öst- 
lichen Ägäis ist nicht einmal halb so 
groß wie das Burgenland. Dennoch 
wird dort und auf vier weiteren, noch 
kleineren Inseln etwas Bedeutsames 

entschieden, das weit über die fünf Flecken Land 
im Mittelmeer und über Griechenland hinaus reicht 
und die gesamte Europäische Union betrifft: Haben 
die schwächsten Bewohner der EU ein Recht auf 
menschenwürdige Behandlung?

Man kann diese Frage auf zwei Arten beantworten. 
Entweder man bemüht den Artikel 2 des Vertrags 

über die Europäische Union, in dem die Grundwer-
te genannt werden, auf die sich die Union stützt. Der 
erste ist „die Achtung der Menschenwürde“. In die-
sem Fall lautet die Antwort: Ja, sie haben dieses 
Recht.

Oder man fährt nach Lesbos und begibt sich dort 
nach Moria, wo ein Flüchtlingslager knapp 20.000 
Menschen beherbergt – wobei der Begriff „beher-
bergen“ denkbar irreführend ist. Unter welchen Um-
ständen Asylwerber, die sich in der Obhut eines Mit-
gliedsstaates der EU befinden, hier leben müssen, 
beschreibt die Reportage ab Seite 47. Schwerkran-
ke Menschen erhalten keine medizinische Behand-
lung, Familien müssen bei winterlichen Tempera-
turen ohne Heizung in Zelten ausharren, es gibt kei-
nen Schutz vor Kriminalität. Das Lager, das 
ursprünglich für 3000 Insassen gedacht war, ist für 
fast sieben Mal so viele Menschen zu einem Alp-
traum geworden.

Nun kann es vorkommen, dass eine akute Krise 
schlimme Zustände mit sich bringt, doch das ist hier 
nicht der Fall. Die Lage in Moria und in den ande-
ren Camps auf den Inseln ist seit Jahren unerträg-
lich. Auch in den Wintern der Jahre 2017 und 2018 
saßen hier die Menschen in der Kälte, konnten sich 
weder wärmen noch waschen und wurden krank. 
Von Achtung der Menschenwürde kann keine Rede 
sein. Angesichts dessen muss die Antwort auf die 
oben gestellte Frage wohl lauten: Nein.

Wie kann es sein, dass die griechische Regierung 
und auch die Europäische Union dulden, dass ein 
existenzielles Grundrecht auf ihrem Territorium mit 
Füßen getreten wird? 

Die Lager auf den griechischen Inseln sind „das 
alleinstehend wichtigste akute Grundrechtproblem 
in Europa“, sagt Katarina Lughofer, Projektmanage-
rin der Agentur der Europäischen Union für Grund-
rechte (FRA), die ihren Sitz in Wien hat. Die Auf-
nahmezentren sind überfüllt, es fehlt an allem:  
Unterkünfte, Ärzte, Wasser. „Die Situation wird 
schlimmer und schlimmer“, so die Expertin für 
Migrationsmanagement. Niemand zweifelt an die-
sem Befund. Ebenso unstrittig ist, dass das Problem 
lösbar wäre. Insgesamt rund 40.000 Menschen, die 
auf den fünf Inseln hausen müssen, vernünftig un-
terzubringen und zu versorgen, kann für den reichs-
ten Kontinent der Welt keine unüberwindliche  
Herausforderung darstellen.

Warum also sehen Athen und Brüssel zu, wie sich 
Teenager in Moria aus Verzweiflung die Arme auf-
ritzen, Eltern ihre Kinder nicht wärmen können und 

Asylwerber kein ordentliches Asylverfahren bekom-
men?

Was auf den griechischen Inseln passiert, ist so 
etwas wie der Epilog der Flüchtlingskrise des Jah-
res 2015. Damals stand Europa unter Schock: Mehr 
als eine Million Flüchtlinge und Migranten, darun-
ter viele aus dem Bürgerkriegsland Syrien, aber auch 
aus Afghanistan, dem Irak, Albanien, Kosovo und 
afrikanischen Ländern, wanderten ein, und der 
Strom schien kein Ende zu nehmen. Durch die De- 
facto-Schließung der Grenzen entlang der Balkan-
route und mithilfe des EU-Türkei-Deals im März 
2016 entspannte sich die Situation.

Der EU-Türkei-Deal ist bis heute in Kraft, aller-
dings funktioniert er nur zum Teil. Die Türkei ge-
währt mehr als drei Millionen Syrern Aufenthalt 
auf ihrem Staatsgebiet und erhält von der EU Zu-
wendungen in Milliardenhöhe, um die Kriegsver-
triebenen zu versorgen. Im Gegenzug verpflichtete 
sich die Regierung in Ankara, Flüchtlinge zurück-
zunehmen, die über das Meer nach Griechenland 
gelangen – wenn es sich um Syrer oder auch um 
Personen handelt, die in der EU kein Asyl bekom-
men. Das funktioniert gar nicht, aber daran ist nicht 
die Türkei schuld.

Fast keine Bootsflüchtlinge, die auf Lesbos und 
anderen griechischen Inseln anlanden, werden von 
den griechischen Behörden rückgeführt. 2016, im 
ersten Jahr des Abkommens, waren es immerhin 
801 Personen, im vergangenen Jahr nur noch 195. 
Stattdessen müssen die Migranten monatelang auf 
den Inseln ausharren, ohne dass ihr Asylverfahren 
beginnt. Die Behörden haben zu wenig Personal und 
sind schlicht überfordert.

Solange die Zahl der ankommenden Boote ge-
ring war, fiel die Untätigkeit nicht groß ins Gewicht. 
Waren die Lager voll, wurden die Asylwerber auf 
das Festland überstellt. Bis 2017 lief ein Verteilungs-
programm der EU, mithilfe dessen insgesamt 22.000 
Asylberechtigte von EU-Staaten aufgenommen wur-
den. Nur vier Staaten verweigerten dies – darunter 
Österreich.

Angesichts der drei Millionen Syrer in der Türkei 
war die EU heilfroh, von größeren Migrationsströ-
men verschont zu bleiben. Dass Griechenland bald 
wieder leicht steigende Flüchtlingszahlen verzeich-
nete, versuchten die Unionsstaaten mittels finanzi-
eller Zuwendungen vergessen zu machen. 

Die Griechen sollen sich um das Flüchtlingspro-
blem kümmern, dafür kriegen sie genügend Geld. 
So sieht es zumindest die EU-Kommission. Sie ver-
kündet immer wieder stolz, dass von 2015 bis Feb-
ruar 2020 rund 2,2 Milliarden Euro für Griechen-
land bereitgestellt wurden, um das dort bestehen-
de Migrationsproblem besser zu verwalten. Das 
wären rund 440 Millionen Euro im Jahr. Um diese 
Summe müsste es eigentlich möglich sein, ein paar 
Tausend Menschen auf den griechischen Inseln aus 
ihren Zelten in Container umzusiedeln. 

Nur: Was von den Milliarden überhaupt an-
kommt, ist unklar. 

Auf profil-Anfrage schickte die Kommission eine 
sieben Seiten lange Auflistung der Summen und 

DAS LEBEN IM LAGER MORIA AUF DER INSEL LESBOS
„Die Situation wird schlimmer und schlimmer.“
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Projekte. Daraus geht hervor, dass von den bereit-
gestellten 2,2 Milliarden Euro nur rund 1,6 Milliar-
den auch ausgezahlt wurden. Gerade einmal 277 
Millionen gingen an griechische Behörden, davon 
wiederum lassen sich anhand der von der Kommis-
sion übermittelten Unterlagen nur 19,2 Millionen 
definitiv einer Besserung der Lebensumstände auf 
den ägäischen Inseln zuordnen. 

Zum Vergleich: Die griechische Küstenwache be-
kam im selben Zeitraum aus den EU-Fonds für das 
Migrationsmanagement rund 40 Millionen Euro zur 
Grenzsicherung; die griechische Polizei ließ sich für 
drei Millionen Euro ihre IT-Systeme upgraden, um 
Migranten besser registrieren zu können. Die EU-Be-
trugsbehörde Olaf befasst sich mit einem Fall, bei 
dem der griechische Verteidigungsminister rund  
50 Millionen Euro an EU-Geldern zum Bau von Flücht-
lingsunterkünften an befreundete Unternehmer ver-
geben haben soll. (Es gilt die Unschuldsvermutung.) 

Der größte Teil der EU-Gelder landete allerdings 
bei internationalen Hilfsorganisationen wie dem 
UN-Flüchtlingshochkommissariat Unhcr, der Inter-
nationalen Organisation für Migration (IOM), aber 
auch bei privaten NGOs wie dem Arbeiter-Samari-
ter-Bund oder Oxfam – insgesamt rund 1,3 Milliar-
den Euro. Diese kümmern sich nicht nur um die 
Flüchtlinge auf den ägäischen Inseln, sondern um 
alle derzeit mehr als 100.000 Migranten, die sich in 
Griechenland befinden: Sie mieten Unterkünfte an, 
bauen Asylzentren, organisieren Schultransporte 
für die Kinder, verteilen Essen und Wasser oder hel-
fen mit Bargeld aus. 

Wie viel von den EU-Geldern über die NGOs in 
den Elendslagern auf Lesbos oder Moria landet, ist 
aus den Kommissionspapieren nur schwer heraus-
zulesen. Für Maßnahmen, um das Elend auf den 
ägäischen Inseln zu lindern, lassen sich gerade ein-
mal 20,84 Millionen Euro definitiv nachweisen. 

So ist die Lage heute nahezu hoffnungslos. Trotz 
hohen finanziellen Aufwands funktioniert die 
Grundversorgung von Migranten nicht überall, Grie-
chenland verfügt über kein funktionsfähiges Asyl-
system mit genügend Beamten. Die Unterkünfte in 
den Lagern sind völlig unzureichend; Rückführun-
gen in die Türkei gibt es keine. Ergebnis: die Katas-
trophe von Lesbos.

2019 kamen mehr als 74.000 Migranten nach 
Griechenland. Zum Vergleich: Österreich erreichte 
den höchsten Wert von mehr als 88.000 im Jahr 
2015. Längst ist klar, dass der vergleichsweise arme 
Ägäis-Staat trotz EU-Geldern keine Chance hat, mit 
dieser Zahl an Asylwerbern klarzukommen – schon 
gar nicht, solange die Migranten auf den Inseln fest-
gehalten werden, deren Infrastruktur nie ausreichen 
wird. Oder steckt, wie manchmal vermutet wird, 
hinter der erbärmlichen Behandlung der Menschen 
ein perfider Plan? Dient die monatelange Tortur in 
überfüllten Lagern der Abschreckung?

Wenn es so sein sollte, dann geht dieses Kalkül 
nicht auf: Die Zahl der ankommenden Bootsflücht-
linge in Griechenland hat sich von 2018 auf 2019 
verdoppelt. Auch die Theorie des Pull-Faktors, wo-
nach die Chance auf Asyl in Mittel- und Nordeuropa 

mehr Migranten anziehe, hält der Realität nicht stand. 
2017, als die Verteilung der Flüchtlinge von Grie-
chenland in die EU-Staaten noch funktionierte, war 
die Zahl der Bootsflüchtlinge am niedrigsten.

Was also tun?
Die konservative griechische Regierung steht 

schwer unter Druck und will zu den schärfsten Mit-
teln greifen, möglicherweise auch zu illegalen. Eine 
schwimmende Barriere im Meer soll Bootsankünf-
te verhindern. Damit würde das Bild von der „Fes-
tung Europa“ erstmals auch im Wasser verwirklicht. 
Dass dies mit EU-Recht vereinbar wäre, bezweifelt 
der grüne EU-Parlamentarier Erik Marquardt. „Da-
mit soll offenbar der Zugang zu Asylverfahren be-
hindert werden. Das wäre verboten. Wir prüfen ge-
rade, gegen welche weiteren Rechtsnormen diese 
Barrieren verstoßen“, sagt Marquardt (siehe auch 
Interview Seite 48). 

Außerdem ist geplant, Migranten auf den Inseln 
in geschlossene Containerdörfer zu sperren, die sie 
nicht verlassen dürfen. Das wiederum ist laut grie-
chischem Recht möglich, allerdings nur für wenige 
Wochen. Schließlich plant die Regierung in Athen, 
in diesem Jahr nicht weniger als 10.000 Menschen 
in die Türkei abzuschieben. 2019 waren es lediglich 
195, und es ist völlig unklar, wie der enorme Zu-

wachs bei gleichem Asylsystem klappen soll.
Die Gefahr ist groß, dass alles so bleibt, wie es ist 

– also unzumutbar. 
Verstößt Griechenland durch die fortgesetzte Ver-

nachlässigung der Asylwerber gegen den EU-Ver-
trag? Hält sich ein EU-Staat nicht an die Regeln, 
schreitet normalerweise die EU-Kommission ein. 

„Ein Vertragsverletzungsverfahren wegen Verletzung 
von Grundrechten, wie sie in der Grundrechte-Char-
ta verankert sind, durch einen Mitgliedsstaat, kon-
kret Griechenland, kann entweder die Kommission 
oder ein anderer Mitgliedsstaat einleiten“, erklärt 
der Innsbrucker Europarechtler Walter Obwexer ge-
genüber profil. 

Doch in Wahrheit wollen die europäischen Re-
gierungen vor allem keinen Skandal um die Flücht-
linge, denn dann würde rasch offensichtlich, dass 
sie allesamt gescheitert sind. Lesbos und andere Orte 
waren als sogenannte „Hotspots“ vorgesehen, um 
Registrierung, Erstaufnahme und Rückweisung von 
Flüchtlingen zu bewerkstelligen. Dass all das bei re-
lativ niedrigen Flüchtlingszahlen nicht funktioniert, 
bedeutet eine Niederlage für die gesamte EU.

Österreichs Bundeskanzler Sebastian Kurz ver-
tritt seit Jahren die Theorie, dass geschlossene Gren-
zen, Abschreckung und die Verhinderung einer Ver-
teilung von Flüchtlingen innerhalb der EU die Lö-
sung der Migrationskrise seien. Er war einer der 
ersten europäischen Politiker, die sich dafür aus-
sprachen, die Menschen auf Inseln wie Lesbos fest-
zuhalten. Doch in konkreten Situationen wie der 
aktuellen greift das nicht. Die Menschen sind be-
reits hier – weder geschlossene Grenzen noch Ab-
schreckung noch das Fehlen von Resettlement-Pro-
grammen konnten sie abhalten.

Will die Europäische Union, Hüterin der Men-
schenrechte und Trägerin des Friedensnobelpreises 
2012, gleichgültig zusehen, wie 40.000 Flüchtlinge 
und Migranten qualvollen Lebensbedingungen aus-
gesetzt bleiben – noch dazu mit der Rechtfertigung, 
ihre Versorgung, Unterbringung und Verteilung in-
nerhalb der Union würde mehr Asylsuchende an-
ziehen? Kann eine Staatengemeinschaft mit einer 
halben Milliarde Einwohner ernsthaft so argumen-
tieren?

Was für eine Schande wäre das!
Gerald Knaus, Vorsitzender der Europäischen Sta-

bilitätsinitiative (ESI) und Architekt des EU-Tür-
kei-Deals, sieht im Gespräch mit profil nur einen 
vernünftigen Ausweg. Ab einem – noch festzule-
genden – Stichtag müsste in Griechenland ein effi-
zientes Asylsystem installiert werden, das wesent-
lich durch Beamte etwa aus Deutschland und an-
deren EU-Nationen getragen würde. Die aktuellen 
40.000 Bewohner der Flüchtlingslager müssten auf 
das Festland gebracht und zu einem Teil schließlich 
auf willige EU-Staaten verteilt werden.

Damit würden die Lager auf Lesbos und den an-
deren Inseln keine Orte inhumaner, staatlich ver-
schuldeter Vernachlässigung bleiben. Auf die Fra-
ge „Haben die schwächsten Bewohner der EU ein 
Recht auf menschenwürdige Behandlung?“ würde 
die Antwort dann wieder lauten: Ja.

Ein Vater steht an der Küste von Lesbos. Er 
hat keine Augen für die Wellen, auch 
nicht für die qualmenden Olivenbaum-
felder. Er hält seine sechs Jahre alte Toch-
ter auf dem Arm. Vor ihm geht sein elf 

Jahre alter Sohn zu Boden und ringt nach Luft. Jetzt 
lässt sich auch der Vater auf die Knie fallen, das Ge-
sicht von Tränen verschmiert. 

„Wir sind nicht für Brot, Kleidung oder Geld nach 
Europa geflohen. Ich wollte, dass meine Kinder den 
Sinn des Daseins spüren können“, sagt der Mann 
aus Herat in Afghanistan, der Stadt der Poeten und 
Musiker: „40 Jahre lang hatte ich keine Aussicht auf 
ein echtes Leben, aber ich sagte mir, meine Kinder 
müssen diese Chance bekommen!“ 

Mit seinen breiten Händen schützt er seine sechs-
jährige Tochter. Hinter ihm knallt es, immer wieder 
schießt die Polizei Tränengassalven in die Oliven-
baumfelder, wo Demonstranten versuchen, sich ei-
nen Weg zu bahnen. 2000 Menschen wollen von 
Moria, wo die Flüchtlinge leben, weiter in die Ha-
fenstadt Mytilini, um gegen die Verschärfung des 
Asylrechts und die Unsicherheit im Camp zu pro-
testieren. Die Polizei zeigt Härte und schreckt auch 
davor nicht zurück, Kleinkinder und ältere Men-
schen auf Krücken mithilfe von Tränengas zurück-
zudrängen.

Der Sohn hat dem Geschrei der Menge den Rü-
cken zugewandt. Suchend sieht er in die Weite, als 
wolle er die Umgebung nach einem Stück Sicher-
heit abtasten. „Wenn Europa die Menschenrechte 
wirklich verteidigen will, dann beendet bitte dieses 
Leid! Und wenn das nicht geht, deportiert uns“, ruft 
der Vater und wiederholt: „Deportiert uns!“ 

Langsam steht er auf und zieht seinen Sohn mit 
sich in die Höhe. „Ich muss meine Frau finden“, sagt 
er: „Sie ist irgendwo da drin. Unser Baby ist erst ein 
paar Tage alt.“ Mittlerweile hat die Polizei die Stra-
ße verbarrikadiert. Die Feuerwehr ist herbeigeeilt, 
um die Brände in den Feldern zu löschen. Dahinter 
schießt die Polizei weitere Salven Tränengas in die 
Menge. Kinder, Männer auf Krückstöcken oder in 
Rollstühlen und Mütter mit Kinderwägen und ih-
ren Pässen in der Hand laufen in alle Richtungen. 

Ein paar Unerschrockene heben die zischenden 
Tränengasgranaten auf und schleudern sie zurück. 
Eine junge Frau hält ein Baby in die Luft und schreit: 

„Schaut, was ihr getan habt!“ Ihr Baby hat Schaum 
vor dem Mund. „Ich habe keinen sicheren Ort für 
sie, nirgends!“, klagt die Frau. Immer mehr Men-

„Den ganzen Tag sind wir 
mit Überleben beschäftigt“
Schwerkranke Kinder ohne medizinische Versorgung. 
Familien ohne festes Dach über dem Kopf. Kein Wasser, 
kein Strom, keine warmen Mahlzeiten. 42.000 Flüchtlinge 
werden in heillos überfüllten Camps auf den Ägäischen 
Inseln festgehalten – unter katastrophalen Bedingungen.

Von Franziska 
Grillmeier,  

Lesbos

„OXI“ (NEIN) – PROTEST 
GEGEN DIE ERRICHTUNG 
EINES NEUEN LAGERS 
AUF CHIOS (o.); 
AUSBREITUNG DES 
LAGERS AUF SAMOS (u.)
Grün markiert sind die 
eigentlichen Flüchtlings-
unterkünfte, gelb die in 
der Not selbst errichte-
ten Behausungen.
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profil: Wie bewerten Sie die Lage auf den 
griechischen Inseln?
Marquardt: Es ist beschämend, den vier-
ten Winter darüber zu reden, dass die 
Situation vollkommen menschenun-
würdig ist. Die Hilflosigkeit der griechi-
schen Regierung zeigt sich auch daran, 
dass sie sich in rechtspopulistische Rhe-
torik flüchtet, statt das Problem anzuge-
hen. 
profil: Dieses Problem ist auch ein euro-
päisches. Was sollte die EU tun?
Marquardt: Man muss zusehen, wie man 
finanziell helfen kann. Das Geld der EU- 
Kommission sollte aber nicht nur ir-
gendwo auf dem Festland ausgegeben 
werden, während die Bedingungen auf 
den Inseln immer schlimmer werden. 
Es verwundert sehr, dass dreistellige 
Millionenbeträge nach Griechenland 
fließen, die Notlage auf den Inseln aber 
unverändert bleibt. Da erwartet keiner 
ein Auto oder ein Haus, sondern ledig-
lich, nicht in einem Zelt durch die Ge-
gend zu schwimmen, wenn es regnet.
profil: Müsste die EU-Kommission mehr 
Druck ausüben?
Marquardt: Sie sollte ein Vertragsverlet-
zungsverfahren einleiten, weil in Grie-
chenland aufgrund von Push-backs 
(nicht rechtskonformen Abschiebungen, 
Anm.) der freie Zugang zu Asylverfah-
ren vielfach nicht gegeben ist. Ich glau-
be aber auch, dass die Kommission we-
gen der Lebensbedingungen ein Ver-
tragsverletzungsverfahren durchführen 
sollte – zum Beispiel, wenn es um die 
unbegleiteten Minderjährigen geht, für 
die nicht genügend rechtliche Vormün-
der bereitgestellt werden, in deren Ver-
fahren Fristen nicht eingehalten werden 
und die vielfach ohne staatliche Unter-
stützung in überfüllten Camps leben 
müssen. Griechenland beabsichtigt  
offenbar nicht, die Situation selbst zu 
verbessern. Die neue EU-Kommission 
muss sich überlegen, was von den 
Sonntagsreden übrig bleibt, die sie  
hält. Es ist leider so, dass wir die Ein- 
haltung der Menschenrechte in europä-
ischen Staaten immer öfter vor Gerich-

ten einklagen müssen. 
profil: Die griechische Regierung denkt 
laut darüber nach, eine schwimmende 
Barriere zwischen den Inseln aufzubau-
en, um Migranten abzuhalten. Was hal-
ten Sie von dieser Idee?
Marquardt: Damit soll offenbar der Zu-
gang zu Asylverfahren behindert wer-
den. Das wäre verboten. Wir prüfen ge-
rade, gegen welche weiteren Rechtsnor-
men diese Barrieren verstoßen – im 
Zweifel klagen wir. Die Idee ist völlig 
unredlich. Man merkt, dass die Leute 
sich gar nicht vorstellen können, wie es 
auf dem Wasser aussieht. Da kommt ein 
überfülltes Schlauchboot mit Menschen, 
die schon eine lebensgefährliche Flucht 
hinter sich haben. Vielleicht vor will-
kürlichen Verhaftungen in der Türkei 
fliehen. Was soll denn dann passieren? 
Sollen die einfach ertrinken? Oder weg-
treiben, damit sie nicht mehr stören? 
Schwimmende Zäune klingen modern, 
sind aber mittelalterlich.
profil: Ein Argument von Befürwortern 
dieser und anderer Methoden zum 
Grenzschutz am Wasser lautet: Wenn es 
solche Zäune gibt oder auf die Seeret-
tung verzichtet wird, würden viele 
Migranten diese gefährlichen Routen 
erst gar nicht versuchen. Am Ende wür-
de das mehr Leben retten.
Marquardt: Die Abschreckung basiert 
dann darauf, dass einige sterben müs-
sen, um andere abzu-
schrecken. Matteo Salvi-
ni (der ehemalige italie-
nische Innenminister, 
Anm.) hat die Seerettung 
eine Zeit lang verhindert. 
In den Monaten darauf 
sind viele Menschen ge-
storben. Politik kann 
doch nicht den Tod von 
Menschen als Abschre-
ckungsmaßnahme in 
Kauf nehmen. Wo soll 
das hinführen, wenn das 
Ziel ist, dass unsere Au-
ßengrenzen abschre-
ckender sein müssen als 

der Bürgerkrieg in Libyen, damit nie-
mand mehr aus dem Bürgerkrieg flieht?
profil: Der österreichische Bundeskanz-
ler Sebastian Kurz sprach sich sehr früh 
dafür aus, die Asylverfahren auf Inseln 
wie Lesbos zu verlagern. Er propagierte 
das „australische Modell“, bei dem 
Migranten außerhalb des Staatsgebiets 
abgefangen werden und dann in Lagern 
auf Inseln auf ihre Asylverfahren war-
ten – in der Praxis meist unter katastro-
phalen Bedingungen.
Marquardt: Die Situation ist komplexer, 
als Sebastian Kurz das leider meistens 
darstellt. Zwischen der Türkei und Grie-
chenland liegen teilweise nur acht Kilo-
meter, das heißt, die griechischen Ge-
wässer beginnen schon nach vier Kilo-
metern. Dort kann man den Leuten aber 
nicht einfach so verwehren, auf griechi-
sche und europäische Asylrechte zuzu-
greifen. Es gibt gewisse Standards: Die 
europäische Rechtsprechung verhindert, 
dass Flüchtlinge so behandelt werden 
wie in Australien. Es ist nicht die Aufga-
be eines Bundeskanzlers, sich über das 
Recht zu stellen – auch wenn es sich 
schnittig anhört und ein paar Leute be-
geistert. Ein österreichischer Bundes-
kanzler hat schon die Verantwortung, 
auch Lösungen zu präsentieren, die 
funktionieren. 
profil: Wie geht es Ihnen damit, dass die 
österreichischen Grünen nun mit Se-

bastian Kurz regieren? 
Marquardt: Wenn das ein 
erfolgreiches Projekt 
werden soll, was ich mir 
sehr wünsche, muss man 
in bestimmten Fragen 
wie den Menschenrech-
ten, die uns Grünen 
wichtig sind, auch die 
Stimme erheben und 
sichtbar sein. Aber ich 
muss da auch ein biss-
chen verständnisvoll 
sein – das war ja keine 
Liebeshochzeit, und die 
Koalition steht am Be-
ginn ihrer Arbeit. 

schen brechen am Straßenrand zusammen, wäh-
rend eine weitere Sondereinheit der Polizei mit 
Schlagstöcken gegen die Protestierenden vorrückt. 
Der Vater läuft an ihnen vorbei, mit seinem zittern-
den Sohn an der Hand und der Tochter auf dem Arm. 
Er überwindet die Feuerwehrabsperrung und ver-
schwindet im Getümmel.

Es ist Montag, der 3. Februar, der Tag, der die 
Stimmung auf Lesbos nachhaltig verändern wird. 
Und es ist auch der Tag, der das harte Durchgreifen 
der griechischen Regierung so gut wie kein anderer 
zeigt. Bisher haben die Asylwerber still gelitten. 
Schon lange gibt es in den witterungsfesten und 
kälteisolierten Containern im Camp für Neuan-
kömmlinge keinen Platz mehr. Sie müssen ihre Zel-
te in den umliegenden Olivenhainen aufschlagen. 
Dabei wird nicht unterschieden, ob es sich um 
schwangere Frauen, Minderjährige oder Menschen 
im Rollstuhl handelt. Abgeschnitten von Wasser, Toi- 
letten und Stromversorgung, müssen sie alle nach 
der Ankunft in Europa um das Überleben kämpfen.

Derzeit drängen sich auf den Inseln Lesbos, Chios, 
Samos, Kos und Leros laut dem UN-Flüchtlingshilfs-
werk 42.000 Menschen – und das auf einem Gelän-
de, das nur für 6200 Personen ausgelegt ist. 

Die griechische Regierung reagiert auf den An-
stieg der Flüchtlingszahlen mit immer drastische-
ren Maßnahmen. Bis zum Sommer will sie auf den 
fünf ägäischen Inseln geschlossene Camps für die 
Geflüchteten errichten. Dort sollen 20.000 Perso-
nen unterkommen. Die andere Hälfte soll zügig ab-
geschoben werden. Kurz nach dem Protest am ver-
gangenen Montag kündigte Migrationsminister No-
tis Mitarakis an, dass jede Woche bis zu 200 
Menschen in die Türkei rückgeführt werden sollen 

– obwohl in den vergangenen Jahren kaum jemand 
dorthin gebracht werden konnte, weil die Türkei für 
viele kein sicheres Drittland ist. 

Mehrmals pro Woche ab etwa fünf Uhr früh er-
leben die Campbewohner von Moria, was der ra-
sante Anstieg der Abschiebungen bedeutet: Fami-
lien werden seit Anfang des Jahres von der Polizei 
abgeholt; sogar Kinder kommen in Schubhaft. Die 
griechische Asylbehörde hat jedoch nicht ausrei-
chend Personal, um die Rechtmäßigkeit von so vie-
len Abschiebungen in so kurzer Zeit ausreichend zu 
prüfen. Manchmal scheitert ein Asylantrag daran, 

dass kein Übersetzer verfügbar ist oder die Sicher-
heitslage in Afghanistan als „genügend“ eingestuft 
wird. Nichtregierungsorganisationen, die Rechtsbe-
ratung anbieten, sind völlig überlastet.

Die Situation hat mit 20.000 Menschen allein auf 
der Insel Lesbos den Punkt erreicht, an dem das  
System kollabiert. Zu Beginn der vergangenen Wo-
che warnte das UN-Flüchtlingshochkommissariat  
Unhcr vor einer Pandemie und rief dazu auf, das 
Camp schnellstmöglich zu evakuieren. Laut der 
Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen (MSF) müs-
sen 140 Kinder dringend herausgeholt werden, da 
sie spezielle medizinische Versorgung benötigen. 
Herzkrankheiten, Epilepsie und Diabetes können 
vor Ort nicht behandelt werden. Doch die Menschen 
stecken auf der Insel fest, bis ihr Asylantrag bear-
beitet ist – und das zum Teil unter lebensgefährli-
chen Umständen, vor allem jetzt, im Winter. 

Im Camp 
Der 25-jährige Farad Adin*, der aus Angst, dass sein 
Asylantrag abgelehnt werden könnte, seinen ech-
ten Namen nicht nennen will, steht mit seinem 
Sohn auf dem Arm neben dem Sommerzelt, in dem 
seine Frau Nadia Adin gerade die dreijährige Alas* 
wickelt. Mit ihren Füßen schlägt das Kind so heftig 
gegen die Zeltplane, dass der verrostete Olivenka-
nister am Eingang samt Asche umkippt. Darin 
brennt nachts das getrocknete Holz von Olivenbäu-
men – die einzige Wärmequelle für die Familie. 
Elektrizität gibt es schon seit Monaten nicht mehr 
in den umliegenden Olivenbaumfeldern; die impro-
visierte Stromversorgung ist zusammengebrochen. 
Deshalb fehlt auch jede Möglichkeit, eine Wärme-
flasche mit heißem Wasser füllen, Tee zu kochen 
oder das Handy zu laden.

Jede Nacht nässt Alas in das Zelt, sagt die Mutter; 
daher muss sie noch immer gewickelt werden. Ste-
hen kann das Mädchen auch nicht, die Beine sind 
steif. Die Eltern müssen sie tragen. Entweder schreit 
Alas unentwegt, oder sie fixiert mit den Augen ei-
nen Punkt. Sie hat schon seit einigen Wochen auf-
gehört zu spielen. „Paracetamol“ steht auf dem Be-
handlungszettel als einzige Therapie. „Der Arzt sag-
te, wir sollten sie von der Kälte fernhalten, damit 
sich ihre Beine wieder entspannen,“ sagt Adin. Er 

„Wie soll ich sie 
warm halten? 
Ich frage dich, 
wie? Wir haben 
ja nicht einmal 
eine Decke für 
sie.“
Ein Vater über  
seine drei Jahre alte, 
kranke Tochter
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Erik Marquardt, 32
Der Deutsche ist Grün-Man-
datar im EU-Parlament. Zu-
vor beschäftigte er sich als 
Aktivist und Fotograf mit 
Migration und Fluchtrouten. 
Zusammen mit dem Fern-
sehmoderator Klaas Heufer- 
Umlauf sammelte er rund 
300.000 Euro für eine Seeret-
tungsmission im Mittelmeer, 
die wegen Problemen beim 
Flottmachen des Schiffes je-
doch nie auslief.

„Schwimmende Barrieren 
sind mittelalterlich“
Der grüne Europaparlamentarier Erik Marquardt fordert, 
dass die EU-Kommission in der Flüchtlingsfrage ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Griechenland einleitet.



fährt sich über das Gesicht und lacht bitter: „Wie 
soll ich sie warm halten? Ich frage dich, wie? Wir 
haben ja nicht einmal eine Decke für sie.“ 

Nebenan hämmert jemand. Zusammen mit ih-
rem Vater klopfen drei Kinder aus der syrischen Bür-
gerkriegsstadt Aleppo in Gummistiefeln und Win-
delhosen Nägel in alte Holzpaletten, um eine Holz-
konstruktion rund um ihr kleines Zelt zu bauen. Es 
sind die kältesten Nächte des Jahres auf der Insel. 
Am Abend zuvor hat es geschneit. 

„Den ganzen Tag sind wir mit Überleben beschäf-
tigt“, sagt Adin: „Nicht einmal nachts kann ich die 
Augen schließen.“ Seine Fingerknöchel werden weiß, 
weil er die Klarsichtfolie mit den Unterlagen seiner 
Kinder und seiner Frau, die er immer mit sich trägt, 
fest umklammert. „Wir können nicht einmal den 
Reißverschluss an dem Zelt abschließen. Wie sollen 
wir da in Ruhe schlafen gehen?“ 

In den vergangenen Wochen hat sich die Sicher-
heitslage im Camp dramatisch verschlechtert. Mit-
te Jänner starb ein 20-jähriger Jemenite an den Fol-
gen seiner Verletzungen; kurz zuvor war ein junger 
Kongolese bei einer Messerstecherei ums Leben ge-
kommen. Jede Nacht kommt es zu gewalttätigen 
Übergriffen. Manchmal geht es nur darum, an Holz-
paletten zu kommen oder das Handy an einer der 
Mehrfachsteckdosen im Camp-Inneren anzuschlie-
ßen. „Die Menschen kämpfen um Ressourcen, um zu 
überleben“, erzählt Adin: „Es gibt keinen Ort, an dem 
man sich sicher fühlt – nicht einmal auf der Toilette.“

Als Unterkünfte dienen auf dem ehemaligen Mi-
litärgelände alte Container, dünne Zelte und Plas-
tikplanen. Mehr als 10.000 Menschen, darunter ein 
Drittel Kinder, schlafen in den angrenzenden Oli-
venhainen. Reportern ist der Zugang zum eigentli-
chen Militärgelände verwehrt, doch geht man am 
schwer bewachten Vordereingang die betonierte 
Straße hinauf, kommt man nach den Dixi-Toiletten, 
der Wasserstelle und der ersten Reihe von Zelten zu 
den Hintereingängen von Moria. Es sind große Lö-
cher im Stacheldrahtzaun, durch die Toilettenpa-
pier und Essen gereicht werden und durch die auch 
Menschen das Lager betreten oder verlassen kön-
nen. 

Vor der Feldklinik von Ärzte ohne Grenzen ste-
hen schon früh am Morgen Dutzende Menschen an. 
Ein Vater mit seinem Kind ist auf der kleinen Holz-
bank inmitten der Wartenden eingeschlafen. In ei-
nem der Container der Feldklinik sitzt Mathias Ver-
maelen auf einem Klappstuhl. Der junge Arzt macht 
noch schnell ein paar Notizen. Er ist schon auf dem 
Sprung zur nächsten Patientin. Die Klinik behan-
delt nur Kinder und Jugendliche bis zum Alter von 
18 Jahren. Wegen der Temperaturen unter null lei-
den viele Kinder an Grippe, haben Gastritis oder 
Durchfall. 

„Eines der größten Probleme ist jedoch der An-
stieg chronischer Krankheiten, die wir nicht behan-
deln können, darunter Asthma, Epilepsie und Herz-
probleme“, sagt Vermaelen. Auch die Feuer im La-
ger bergen Risiken. Vergangene Woche behandelte 
er ein Kind mit Verdacht auf Kohlenmonoxid-Ver-
giftung. Es war bewusstlos geworden, weil die Fa-

milie versucht hatte, sich in der Nacht mit Kohlen 
im Zelt warm zu halten.

„Die Patienten mit chronischen Krankheiten müs-
sen dringend zur Behandlung auf das Festland ge-
bracht werden“, sagt Vermaelen. „Die Kinder müs-
sen in die Schule gehen, brauchen eine Umgebung, 
in der sie nicht ständig unter Angst stehen, sondern  
ungefährdet spielen können. Hier werden sie täg-
lich aufs Neue traumatisiert. Sie spüren den Stress 
ihrer Eltern. Manche hören auf zu essen oder zu 
sprechen. Andere werden aggressiv oder fangen an, 
sich selbst zu verletzen.“

Seit Juli 2019 werden im Krankenhaus nur noch 
Notfälle angenommen. Vergangenen Sommer ent-
zog die griechische Regierung Asylsuchenden so-
wie Personen ohne Papiere die Sozialversicherungs-
nummer und damit den Zugang zur öffentlichen 
Gesundheitsversorgung. Heute betrifft das in Grie-
chenland laut der Hilfsorganisation Ärzte ohne 
Grenzen mehr als 55.000 Menschen, die ohne Be-
handlung auskommen müssen und sich keine Me-
dikamente mehr leisten können. 

Im Krankenhaus 
Im Hafenkrankenhaus sind die Rollos der Empfangs-
fenster heruntergelassen. Astur Amburo* lehnt mit 
einer Dose Sprite in der Hand an der Wand gegen-

über dem Krankenschwesterbüro. Seit zehn Stun-
den ist sie hier im Spital. „Am Sonntag ist noch we-
niger Personal da als sonst“, sagt sie. Fast jeden Tag 
arbeitet Amburo im Krankenhaus, ehrenamtlich. 
Zwei Jahre lang hat sie in Mogadischu, Somalia, die 
Krankenpflegeschule besucht. Als Kämpfer der is-
lamistischen Terrormiliz Al-Shabaab zwei ihrer Klas-
senkameradinnen auf dem Heimweg erschossen 
und wenig später auch Amburos Vater ermordet 
wurde, entschlossen sich die 23-Jährige und ihre 
Familie zur Flucht. 

Vor knapp einem Jahr kam Amburo zusammen 
mit ihrer Mutter, ihren drei Schwestern und ihrer 
Nichte mit einem Schlauchboot auf der Insel an. Im 
Moment kümmert sie sich um drei somalische Pa-
tienten auf den Stationen. Ohne Amburos unermüd-
licher Arbeit würden sie nicht behandelt. Der 
24-jährige Kalin Aslam* ist an Lymphdrüsenkrebs 
erkrankt. Dreimal wurde er in das Spital eingelie-
fert, dreimal in sein Zelt in Moria zurückgebracht, 
weil er ohne Überweisung des Militärarztes nicht 
aufgenommen werden konnte. Schließlich brach-
ten ihn Freunde einfach ins Hafenspital. „Wir konn-
ten die Krankenhausleitung überzeugen, dass er hier 
bleiben kann“, sagt Amburo und stellt das Kopfteil 
seines Bettes waagrecht. „Wird er von den Maschi-
nen getrennt, stirbt er in Moria – das wissen die Ärz-
te hier auch“, sagt sie: „Und er weiß es auch.“� n

* Die Namen aller Geflüchteten 
sind in diesem Text entweder auf 
ausdrücklichen Wunsch oder zu 
ihrem Schutz geändert.

EIN VATER MIT SEINER TOCHTER UND SEINEM SOHN;  
LAGER MORIA AUF LESBOS (u.)

„Ich wollte, dass meine Kinder den Sinn des Daseins 
spüren können.“
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